
Übersicht zu § 4a BetrAVG

Erweiterte Auskunfts- und Informationspflichten

§ 4a BetrAVG Auskunftspflicht
Vorschrift  zuletzt  geändert  durch  das  Gesetz  zur  Umsetzung  der  EU-Mobilitäts-Richtlinie  vom
21.12.2015, in Kraft getreten am 01.01.2018:

Auf das Verlangen des Arbeitnehmers ist er zu informieren,
1. ob und wie eine Anwartschaft auf betriebliche Altersversorgung (bAV) erworben wird,
2. wie  hoch  der  Anspruch  aus  den  bAV  ist  und  bei  Erreichen  der  Altersgrenze  der

Versorgungsregelung sein wird
3. wie sich eine Beendigung des Arbeitsverhältnisses auf die Anwartschaft auswirkt,
4. und wie sich die Anwartschaft entwickelt,
5. verständliche Auskunft, in Textform und in angemessener Frist.

In  den Absätzen 2 und 3 finden sich  weitere  Informationspflichten.  Die Informationen müssen
zudem verständlich und in Textform erfolgen.

Hier sind noch viele Rechtsfragen ungeklärt. Klar ist, dass es jederzeit  auch formlos, auch durch
sog. konkludentes Handeln (z.B. die Anwesenheit bei einer Info-Veranstaltung) geäußert werden
kann.  Gelegentlich  wird  dies  auch  nur  gegenüber  dem Dienstvorgesetzten  geäußert,  der  dieses
Verlangen manchmal gar nicht klar erkennen kann, weil ihm die Rechtslage nicht bekannt ist. Weil
das  so  schwer  nachzuvollziehen ist,  kann  kaum ein  Arbeitgeber  sicher  sagen,  dass  noch  kein
Arbeitnehmer  das  Verlangen  geäußert  hat.  Daher  sollte  davon  ausgegangen  werden,  dass  es
geäußert wurde und als Arbeitgeber entsprechend reagieren.

Die  für  die  Einführung  einer  betrieblichen  Altersversorgung  wichtigste  Änderung,  ist  die  neue
Verpflichtung des  Arbeitgebers  darüber  zu  informiere,  ob und wie  Anwartschaften  erworben
werden. Das ist bei der Einführung der betrieblichen Altersversorgung im Einzelfall zu betrachten,
nur beispielhaft sollen einige Punkte benannt werden, auf die er Arbeitgeber hinweisen muss:

1. auf  Anfrage  des  Arbeitnehmers  muss  der  Arbeitgeber  nun  wohl  auch  über  den
Entgeltumwandlungsanspruch informieren.  So  sieht  es  jedenfalls  Höfer  in  seinem
Kommentar zur BetrAVG (§ 4a Rn 69 Höfer Bd. I)

2. Der Arbeitgeber muss mitteilen wer Versorgungsanwärter ist (Bsp.: Arbeitnehmer fällt nicht
unter Personenkreis, da er zulässige Altersgrenzen bereits überschritten hat).

3. Auch Arbeitnehmer, die nicht oder noch nicht unter den geförderten Personenkreis fallen
müssen darüber informiert werden, dass sie nicht zum Versorgungskreis gehören und was sie
tun können um zum Versorgungskreis zu gehören

Erteilt  der  Arbeitgeber  Auskünfte,  müssen  diese  richtig  sein!  Verweigerung  der  Auskunft,
fehlerhafte  oder  unrichtige  Auskünfte  können  dazu  führen,  dass  ein  Arbeitnehmer  einen
Schadenersatzanspruch hat.
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BAG-Urteil vom 21.01.2014 (3 AZR 807/11):

In  der  Entscheidung  gibt  das  BAG  jedoch  deutliche  Hinweise,  worüber  der  Arbeitgeber  zu
informieren hat, wenn der Arbeitgeber die Entgeltumwandlung verlangt hat, nämlich über alles was
der  Arbeitgeber  selbst  beeinflussen  kann  (zum  Bsp.:  Durchführungsweg,  Identität  des
Versorgungsträgers, Zusageart, Förderung, Versorgungs- und Versicherungsbedingungen, u.a.).

Nachweisgesetz - §2 Abs. 1 Nr. 7 und Nr. 13

Der  Arbeitgeber  muss  dem  Arbeitnehmer  schriftlich  die  Zusammensetzung  und  Höhe  des
Arbeitsentgelts aushändigen.
Hierzu  gehören auch entgeltwirksame Leistungen aus  der  betrieblichen Altersversorgung.  Diese
Pflicht hat der Arbeitgeber auch ohne ein Verlangen des Arbeitnehmers.
Ebenso muss er den Arbeitnehmer den Namen und Anschrift  des Versorgungsträgers einer vom
Arbeitgeber zugesagten bAV mitteilen.

Fristen

Selbst wenn es sicher noch keinen Arbeitnehmer gibt, der Infos verlangt hat, ist die Frist nach § 4a
BetrAVG zu beachten.
Verlangt ein Arbeitnehmer Information, ist diese „in angemessener Frist“ zu erbringen. Was genau
das Gesetz unter angemessen versteht ist nicht eindeutig.Wegen des Anspruchs des Arbeitnehmers
auf Entgeltumwandlung, hat der Arbeitgeber vermutlich  nicht mehr als ein bis zwei Monate Zeit.
Vermutlich  wird  es  aber  schwierig  sein,  in  dieser  Zeit  alle  notwendigen  Informationen
zusammenzutragen,  weil  der  Arbeitgeber  dazu  auch  Entscheidungen  treffen  muss  (zum  Bsp.:
Welchen Produktgeber wähle ich? Welcher Durchführungsweg ist für mich der Beste? Gewähre ich
meinen Arbeitgebern eine zusätzliche Förderung?). In Unternehmen mit Betriebs- oder Personalrat
muss  dieser  beteiligt  werden.  Daher  sollte  man  als  Arbeitgeber  vorbereitet  sein  und
entsprechende Regelungen erlassen.

FAZIT:

zur Erfüllung aller Pflichten aus dem oben genannten muss der Arbeitgeber:

• Eine Versorgungsordnung mit allen Inhalten zur Information über die 
bAV erstellen (lassen)

• alle Arbeitnehmer darüber informieren (in Textform, verständlich!)

Am Sinnvollsten ist hier die Zusammenarbeit mit einem bAV-
Spezialisten, der den Arbeitgeber richtig beraten kann und alle

Fallstricke kennt.
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